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Art. 106 Insolvenzanfechtung. Die Vorschriften der Insolvenzordnung1)
über die Anfechtung von Rechtshandlungen sind auf die vor dem 1. Januar
1999 vorgenommenen Rechtshandlungen nur anzuwenden, soweit diese nicht
nach dem bisherigen Recht der Anfechtung entzogen oder in geringerem
Umfang unterworfen sind.

Art. 1072) Evaluierungsvorschrift zum Gesetz zur Verkürzung des
Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Stärkung der Gläubigerrech-
te. (1) 1Die Bundesregierung berichtet dem Deutschen Bundestag bis zum
30. Juni 2018, in wie vielen Fällen bereits nach drei Jahren eine Restschuldbe-
freiung erteilt werden konnte. 2Der Bericht hat auch Angaben über die Höhe
der im Insolvenz- und Restschuldbefreiungsverfahren erzielten Befriedigungs-
quoten zu enthalten.

(2) Sofern sich aus dem Bericht die Notwendigkeit gesetzgeberischer Maß-
nahmen ergibt, soll die Bundesregierung diese vorschlagen.

Art. 107a3) Evaluationsvorschrift zum Gesetz zur weiteren Verkür-
zung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pande-
miebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-
eins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht. (1) 1Die Bun-
desregierung berichtet dem Deutschen Bundestag bis zum 30. Juni 2024, wie
sich die Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens auf das Antrags-, Zah-
lungs- und Wirtschaftsverhalten von Verbraucherinnen und Verbrauchern aus-
gewirkt hat. 2Der Bericht geht auch auf etwaige Hindernisse ein, die von den
bestehenden Möglichkeiten der Speicherung insolvenzbezogener Informatio-
nen durch Auskunfteien für einen wirtschaftlichen Neustart nach Erteilung der
Restschuldbefreiung ausgehen.

(2) Sofern sich aus dem Bericht die Notwendigkeit gesetzgeberischer Maß-
nahmen ergibt, soll die Bundesregierung diese vorschlagen.

Art. 108 Fortbestand der Vollstreckungsbeschränkung. (1) Bei der
Zwangsvollstreckung gegen einen Schuldner, über dessen Vermögen ein Ge-
samtvollstreckungsverfahren durchgeführt worden ist, ist auch nach dem
31. Dezember 1998 die Vollstreckungsbeschränkung des § 18 Abs. 2 Satz 3 der
Gesamtvollstreckungsordnung zu beachten.

(2) Wird über das Vermögen eines solchen Schuldners nach den Vorschriften
der Insolvenzordnung ein Insolvenzverfahren eröffnet, so sind die Forderungen,
die der Vollstreckungsbeschränkung unterliegen, im Rang nach den in § 39
Abs. 1 der Insolvenzordnung1) bezeichneten Forderungen zu berichtigen.

Art. 109 Schuldverschreibungen. Soweit den Inhabern von Schuldver-
schreibungen, die vor dem 1. Januar 1963 von anderen Kreditinstituten als
Hypothekenbanken ausgegeben worden sind, nach Vorschriften des Landes-
rechts in Verbindung mit § 17 Abs. 1 des Einführungsgesetzes zur Konkurs-
ordnung ein Vorrecht bei der Befriedigung aus Hypotheken, Reallasten oder

1)Nr. 1.
2) Art. 107 aufgeh. mWv 1.7.2007 durch G v. 13.4.2007 (BGBl. I S. 509); neu eingef. mWv 1.7.

2014 durch G v. 15.7.2013 (BGBl. I S. 2379).
3) Art. 107a eingef. mWv 1.10.2020 durch G v. 22.12.2020 (BGBl. I S. 3328).

EinführungsG zur InsO Art. 106–109 EGInsO 2
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Darlehen des Kreditinstituts zusteht, ist dieses Vorrecht auch in künftigen
Insolvenzverfahren zu beachten.

Art. 110 Inkrafttreten. (1) Die Insolvenzordnung und dieses Gesetz treten,
soweit nichts anderes bestimmt ist, am 1. Januar 1999 in Kraft.

(2) 1 § 2 Abs. 2 und § 7 Abs. 3 der Insolvenzordnung 1) sowie die Ermächti-
gung der Länder in § 305 Abs. 1 Nr. 1 der Insolvenzordnung treten am Tage
nach der Verkündung2) in Kraft. 2Gleiches gilt für § 65 der Insolvenzordnung
und für § 21 Abs. 2 Nr. 1, § 73 Abs. 2, § 274 Abs. 1, § 293 Abs. 2 und § 313
der Insolvenzordnung, soweit sie § 65 der Insolvenzordnung für entsprechend
anwendbar erklären.

(3) Artikel 2 Nr. 9 dieses Gesetzes, soweit darin die Aufhebung von § 2
Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Auflösung und Löschung von Gesellschaften
und Genossenschaften angeordnet wird, Artikel 22, Artikel 24 Nr. 2, Artikel 32
Nr. 3, Artikel 48 Nr. 4, Artikel 54 Nr. 4 und Artikel 85 Nr. 1 und 2 Buch-
stabe e, Artikel 87 Nr. 8 Buchstabe d und Artikel 105 dieses Gesetzes treten am
Tage nach der Verkündung2) in Kraft.

1)Nr. 1.
2) Verkündet am 18.10.1994.

2 EGInsO Art. 110 EinführungsG zur InsO
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3. Verordnung (EU) 2015/848 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über

Insolvenzverfahren1)

(Neufassung)

(ABl. L 141 S. 19, ber. 2016 L 349 S. 6)
Celex-Nr. 3 2015 R 0848

zuletzt geänd. durch Art. 1 ÄndVO (EU) 2018/946 v. 4.7.2018 (ABl. L 171 S. 1)

Nichtamtliche Inhaltsübersicht

Kapitel I. Allgemeine Bestimmungen
Artikel 1 Anwendungsbereich
Artikel 2 Begriffsbestimmungen
Artikel 3 Internationale Zuständigkeit
Artikel 4 Prüfung der Zuständigkeit
Artikel 5 Gerichtliche Nachprüfung der Entscheidung zur Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens
Artikel 6 Zuständigkeit für Klagen, die unmittelbar aus dem Insolvenzverfahren hervorgehen und in

engem Zusammenhang damit stehen
Artikel 7 Anwendbares Recht
Artikel 8 Dingliche Rechte Dritter
Artikel 9 Aufrechnung
Artikel 10 Eigentumsvorbehalt
Artikel 11 Vertrag über einen unbeweglichen Gegenstand
Artikel 12 Zahlungssysteme und Finanzmärkte
Artikel 13 Arbeitsvertrag
Artikel 14 Wirkung auf eintragungspflichtige Rechte
Artikel 15 Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung und Gemeinschaftsmarken
Artikel 16 Benachteiligende Handlungen
Artikel 17 Schutz des Dritterwerbers
Artikel 18 Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf anhängige Rechtsstreitigkeiten und Schiedsver-

fahren
Kapitel II. Anerkennung der Insolvenzverfahren

Artikel 19 Grundsatz
Artikel 20 Wirkungen der Anerkennung
Artikel 21 Befugnisse des Verwalters
Artikel 22 Nachweis der Verwalterbestellung
Artikel 23 Herausgabepflicht und Anrechnung
Artikel 24 Einrichtung von Insolvenzregistern
Artikel 25 Vernetzung von Insolvenzregistern
Artikel 26 Kosten für die Einrichtung und Vernetzung der Insolvenzregister
Artikel 27 Voraussetzungen für den Zugang zu Informationen über das System der Vernetzung
Artikel 28 Öffentliche Bekanntmachung in einem anderen Mitgliedstaat
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Artikel 30 Kosten
Artikel 31 Leistung an den Schuldner
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Artikel 33 Öffentliche Ordnung

Kapitel III. Sekundärinsolvenzverfahren
Artikel 34 Verfahrenseröffnung
Artikel 35 Anwendbares Recht
Artikel 36 Recht, zur Vermeidung eines Sekundärinsolvenzverfahrens eine Zusicherung zu geben
Artikel 37 Recht auf Beantragung eines Sekundärinsolvenzverfahrens

1) Siehe hierzu VO (EU) 2017/1105 zur Festlegung der Formulare gem. Insolvenz-VO v. 12.6.2017
(ABl. L 160 S. 1).
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rens
Artikel 40 Kostenvorschuss
Artikel 41 Zusammenarbeit und Kommunikation der Verwalter
Artikel 42 Zusammenarbeit und Kommunikation der Gerichte
Artikel 43 Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Verwaltern und Gerichten
Artikel 44 Kosten der Zusammenarbeit und Kommunikation
Artikel 45 Ausübung von Gläubigerrechten
Artikel 46 Aussetzung der Verwertung der Masse
Artikel 47 Recht des Verwalters, Sanierungspläne vorzuschlagen
Artikel 48 Auswirkungen der Beendigung eines Insolvenzverfahrens
Artikel 49 Überschuss im Sekundärinsolvenzverfahren
Artikel 50 Nachträgliche Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens
Artikel 51 Umwandlung von Sekundärinsolvenzverfahren
Artikel 52 Sicherungsmaßnahmen
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Artikel 62 Prioritätsregel
Artikel 63 Mitteilung durch das befasste Gericht
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3 VO (EU) 2015/848 VO (EU) 2015/848
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Kapitel VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen
Artikel 84 Zeitlicher Anwendungsbereich
Artikel 85 Verhältnis zu Übereinkünften
Artikel 86 Informationen zum Insolvenzrecht der Mitgliedstaaten und der Union
Artikel 87 Einrichtung der Vernetzung der Register
Artikel 88 Erstellung und spätere Änderung von Standardformularen
Artikel 89 Ausschussverfahren
Artikel 90 Überprüfungsklausel
Artikel 91 Aufhebung
Artikel 92 Inkrafttreten
Anhang A Insolvenzverfahren im Sinne von Artikel 2 Nummer 4
Anhang B Verwalter im Sinne von Artikel 2 Nummer 5
Anhang C Aufgehobene Verordnung mit Liste ihrer nachfolgenden Änderungen
Anhang D Entsprechungstabelle

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION –
gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, ins-
besondere auf Artikel 81,
auf Vorschlag der Europäischen Kommission,
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Par-
lamente,
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1),
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2),
in Erwägung nachstehender Gründe:
(1) Die Kommission hat am 12. Dezember 2012 einen Bericht über die

Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates3) angenom-
men. Dem Bericht zufolge funktioniert die Verordnung im Allgemeinen
gut, doch sollte die Anwendung einiger Vorschriften verbessert werden,
um grenzüberschreitende Insolvenzverfahren noch effizienter abwickeln
zu können. Da die Verordnung mehrfach geändert wurde und weitere
Änderungen erfolgen sollen, sollte aus Gründen der Klarheit eine Neufas-
sung vorgenommen werden.

(2) Die Union hat sich die Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts zum Ziel gesetzt.

(3) Für ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarktes sind effiziente und
wirksame grenzüberschreitende Insolvenzverfahren erforderlich. Die An-
nahme dieser Verordnung ist zur Verwirklichung dieses Ziels erforderlich,
das in den Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen im
Sinne des Artikels 81 des Vertrags fällt.

(4) Die Geschäftstätigkeit von Unternehmen greift mehr und mehr über die
einzelstaatlichen Grenzen hinaus und unterliegt damit in zunehmendem
Maß den Vorschriften des Unionsrechts. Die Insolvenz solcher Unterneh-
men hat auch nachteilige Auswirkungen auf das ordnungsgemäße Funk-

1) Amtl. Anm.: ABl. C 271 vom 19.9.2013, S. 55.
2) Amtl. Anm.: Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 5. Februar 2014 (noch nicht im

Amtsblatt veröffentlicht) und Standpunkt des Rates in erster Lesung vom 12. März 2015 (noch nicht
im Amtsblatt veröffentlicht). Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 20. Mai 2015 (noch nicht
im Amtsblatt veröffentlicht).

3) Amtl. Anm.: Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenz-
verfahren (ABl. L 160 vom 30.6.2000, S. 1).

über Insolvenzverfahren VO (EU) 2015/848 3
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tionieren des Binnenmarktes, und es bedarf eines Unionsrechtsakts, der
eine Koordinierung der Maßnahmen in Bezug auf das Vermögen eines
zahlungsunfähigen Schuldners vorschreibt.

(5) Im Interesse eines ordnungsgemäßen Funktionierens des Binnenmarkts
muss verhindert werden, dass es für Beteiligte vorteilhafter ist, Vermögens-
gegenstände oder Gerichtsverfahren von einem Mitgliedstaat in einen
anderen zu verlagern, um auf diese Weise eine günstigere Rechtsstellung
zum Nachteil der Gesamtheit der Gläubiger zu erlangen (im Folgenden
„Forum Shopping“).

(6) Diese Verordnung sollte Vorschriften enthalten, die die Zuständigkeit für
die Eröffnung von Insolvenzverfahren und für Klagen regeln, die sich
direkt aus diesen Insolvenzverfahren ableiten und eng damit verknüpft
sind. Darüber hinaus sollte diese Verordnung Vorschriften für die Anerken-
nung und Vollstreckung von in solchen Verfahren ergangenen Entschei-
dungen sowie Vorschriften über das auf Insolvenzverfahren anwendbare
Recht enthalten. Sie sollte auch die Koordinierung von Insolvenzverfahren
regeln, die sich gegen denselben Schuldner oder gegen mehrere Mitglieder
derselben Unternehmensgruppe richten.

(7) Konkurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren sowie damit zusammenhän-
gende Klagen sind vom Anwendungsbereich der Verordnung (EU)
Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates ausgenom-
men1). Diese Verfahren sollten unter die vorliegende Verordnung fallen.
Die vorliegende Verordnung ist so auszulegen, dass Rechtslücken zwischen
den beiden vorgenannten Rechtsinstrumenten so weit wie möglich ver-
mieden werden. Allerdings sollte der alleinige Umstand, dass ein nationales
Verfahren nicht in Anhang A dieser Verordnung aufgeführt ist, nicht
bedeuten, dass es unter die Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 fällt.

(8) Zur Verwirklichung des Ziels einer Verbesserung der Effizienz und Wirk-
samkeit der Insolvenzverfahren mit grenzüberschreitender Wirkung ist es
notwendig und angemessen, die Bestimmungen über den Gerichtsstand,
die Anerkennung und das anwendbare Recht in diesem Bereich in einer
Maßnahme der Union zu bündeln, die in den Mitgliedstaaten verbindlich
ist und unmittelbar gilt.

(9) Diese Verordnung sollte für alle Insolvenzverfahren gelten, die die in ihr
festgelegten Voraussetzungen erfüllen, unabhängig davon, ob es sich beim
Schuldner um eine natürliche oder juristische Person, einen Kaufmann
oder eine Privatperson handelt. Diese Insolvenzverfahren sind erschöpfend
in Anhang A aufgeführt. Bezüglich der in Anhang A aufgeführten nationa-
len Verfahren sollte diese Verordnung Anwendung finden, ohne dass die
Gerichte eines anderen Mitgliedstaats die Erfüllung der Anwendungs-
voraussetzungen dieser Verordnung nachprüfen. Nationale Insolvenzver-
fahren, die nicht in Anhang A aufgeführt sind, sollten nicht in den
Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen.

(10) In den Anwendungsbereich dieser Verordnung sollten Verfahren einbezo-
gen werden, die die Rettung wirtschaftlich bestandsfähiger Unternehmen,
die sich jedoch in finanziellen Schwierigkeiten befinden, begünstigen und

1) Amtl. Anm.: Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 351 vom 20.12.2012, S. 1).

3 VO (EU) 2015/848 VO (EU) 2015/848
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Unternehmern eine zweite Chance bieten. Einbezogen werden sollten vor
allem Verfahren, die auf eine Sanierung des Schuldners in einer Situation
gerichtet sind, in der lediglich die Wahrscheinlichkeit einer Insolvenz
besteht, und Verfahren, bei denen der Schuldner ganz oder teilweise die
Kontrolle über seine Vermögenswerte und Geschäfte behält. Der Anwen-
dungsbereich sollte sich auch auf Verfahren erstrecken, die eine Schuldbe-
freiung oder eine Schuldenanpassung in Bezug auf Verbraucher und Selb-
ständige zum Ziel haben, indem z.B. der vom Schuldner zu zahlende
Betrag verringert oder die dem Schuldner gewährte Zahlungsfrist ver-
längert wird. Da in solchen Verfahren nicht unbedingt ein Verwalter
bestellt werden muss, sollten sie unter diese Verordnung fallen, wenn sie
der Kontrolle oder Aufsicht eines Gerichts unterliegen. In diesem Zusam-
menhang sollte der Ausdruck „Kontrolle“ auch Sachverhalte einschließen,
in denen ein Gericht nur aufgrund des Rechtsbehelfs eines Gläubigers oder
anderer Verfahrensbeteiligter tätig wird.

(11) Diese Verordnung sollte auch für Verfahren gelten, die einen vorläufigen
Aufschub von Vollstreckungsmaßnahmen einzelner Gläubiger gewähren,
wenn derartige Maßnahmen die Verhandlungen beeinträchtigen und die
Aussichten auf eine Sanierung des Unternehmens des Schuldners mindern
könnten. Diese Verfahren sollten sich nicht nachteilig auf die Gesamtheit
der Gläubiger auswirken und sollten, wenn keine Einigung über einen
Sanierungsplan erzielt werden kann, anderen Verfahren, die unter diese
Verordnung fallen, vorgeschaltet sein.

(12) Diese Verordnung sollte für Verfahren gelten, deren Eröffnung öffentlich
bekanntzugeben ist, damit Gläubiger Kenntnis von dem Verfahren erlan-
gen und ihre Forderungen anmelden können, und dadurch der kollektive
Charakter des Verfahrens sichergestellt wird, und damit den Gläubigern
Gelegenheit gegeben wird, die Zuständigkeit des Gerichts überprüfen zu
lassen, das das Verfahren eröffnet hat.

(13) Dementsprechend sollten vertraulich geführte Insolvenzverfahren vom An-
wendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen werden. Solche Ver-
fahren mögen zwar in manchen Mitgliedstaaten von großer Bedeutung
sein, es ist jedoch aufgrund ihrer Vertraulichkeit unmöglich, dass ein
Gläubiger oder Gericht in einem anderen Mitgliedstaat Kenntnis von der
Eröffnung eines solchen Verfahrens erlangt, so dass es schwierig ist, ihren
Wirkungen unionsweit Anerkennung zu verschaffen.

(14) Ein Gesamtverfahren, das unter diese Verordnung fällt, sollte alle oder
einen wesentlichen Teil der Gläubiger des Schuldners einschließen, auf die
die gesamten oder ein erheblicher Anteil der ausstehenden Verbindlich-
keiten des Schuldners entfallen, vorausgesetzt, dass die Forderungen der
Gläubiger, die nicht an einem solchen Verfahren beteiligt sind, davon
unberührt bleiben. Verfahren, die nur die finanziellen Gläubiger des
Schuldners betreffen, sollten auch unter diese Verordnung fallen. Ein Ver-
fahren, das nicht alle Gläubiger eines Schuldners einschließt, sollte ein
Verfahren sein, dessen Ziel die Rettung des Schuldners ist. Ein Verfahren,
das zur endgültigen Einstellung der Unternehmenstätigkeit des Schuldners
oder zur Verwertung seines Vermögens führt, sollte alle Gläubiger des
Schuldners einschließen. Einige Insolvenzverfahren für natürliche Per-
sonen schließen bestimmte Arten von Forderungen, wie etwa Unterhalts-

über Insolvenzverfahren VO (EU) 2015/848 3
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forderungen, von der Möglichkeit einer Schuldenbefreiung aus, was aber
nicht bedeuten sollte, dass diese Verfahren keine Gesamtverfahren sind.

(15) Diese Verordnung sollte auch für Verfahren gelten, die nach dem Recht
einiger Mitgliedstaaten für eine bestimmte Zeit vorläufig oder einstweilig
eröffnet und durchgeführt werden können, bevor ein Gericht durch eine
Entscheidung die Fortführung des Verfahrens als nicht vorläufiges Ver-
fahren bestätigt. Auch wenn diese Verfahren als „vorläufig“ bezeichnet
werden, sollten sie alle anderen Anforderungen dieser Verordnung erfüllen.

(16) Diese Verordnung sollte für Verfahren gelten, die sich auf gesetzliche
Regelungen zur Insolvenz stützen. Allerdings sollten Verfahren, die sich
auf allgemeines Gesellschaftsrecht stützen, das nicht ausschließlich auf
Insolvenzfälle ausgerichtet ist, nicht als Verfahren gelten, die sich auf
gesetzliche Regelungen zur Insolvenz stützen. Ebenso sollten Verfahren
zur Schuldenanpassung nicht bestimmte Verfahren umfassen, in denen es
um den Erlass von Schulden einer natürlichen Person mit sehr geringem
Einkommen und Vermögen geht, sofern derartige Verfahren nie eine
Zahlung an Gläubiger vorsehen.

(17) Der Anwendungsbereich dieser Verordnung sollte sich auf Verfahren er-
strecken, die eingeleitet werden, wenn sich ein Schuldner in nicht finan-
ziellen Schwierigkeiten befindet, sofern diese Schwierigkeiten mit der
tatsächlichen und erheblichen Gefahr verbunden sind, dass der Schuldner
gegenwärtig oder in Zukunft seine Verbindlichkeiten bei Fälligkeit nicht
begleichen kann. Der maßgebliche Zeitraum zur Feststellung einer solchen
Gefahr kann mehrere Monate oder auch länger betragen, um Fällen Rech-
nung zu tragen, in denen sich der Schuldner in nicht finanziellen Schwie-
rigkeiten befindet, die die Fortführung seines Unternehmens und mittel-
fristig seine Liquidität gefährden. Dies kann beispielsweise der Fall sein,
wenn der Schuldner einen Auftrag verloren hat, der für ihn von ent-
scheidender Bedeutung war.

(18) Die Vorschriften über die Rückforderung staatlicher Beihilfen von insol-
venten Unternehmen, wie sie nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs
der Europäischen Union ausgelegt worden sind, sollten von dieser Ver-
ordnung unberührt bleiben.

(19) Insolvenzverfahren über das Vermögen von Versicherungsunternehmen,
Kreditinstituten, Wertpapierfirmen und anderen Firmen, Einrichtungen
oder Unternehmen, die unter die Richtlinie 2001/24/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates1) fallen, und Organismen für gemeinsame
Anlagen sollten vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenom-
men werden, da für sie besondere Vorschriften gelten und die nationalen
Aufsichtsbehörden weitreichende Eingriffsbefugnisse haben.

(20) Insolvenzverfahren sind nicht zwingend mit dem Eingreifen einer Justizbe-
hörde verbunden. Der Ausdruck „Gericht“ in dieser Verordnung sollte
daher in einigen Bestimmungen weit ausgelegt werden und Personen oder
Stellen umfassen, die nach einzelstaatlichem Recht befugt sind, Insolvenz-
verfahren zu eröffnen. Damit diese Verordnung Anwendung findet, muss
es sich um ein Verfahren (mit den entsprechenden gesetzlich festgelegten
Handlungen und Formalitäten) handeln, das nicht nur im Einklang mit

1) Amtl. Anm.: Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April
2001 über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten (ABl. L 125 vom 5.5.2001, S. 15).
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dieser Verordnung steht, sondern auch in dem Mitgliedstaat der Eröffnung
des Insolvenzverfahrens offiziell anerkannt und rechtsgültig ist.

(21) Verwalter sind in dieser Verordnung definiert und in Anhang B aufgeführt.
Verwalter, die ohne Beteiligung eines Justizorgans bestellt werden, sollten
nach nationalem Recht einer angemessenen Regulierung unterliegen und
für die Wahrnehmung von Aufgaben in Insolvenzverfahren zugelassen sein.
Der nationale Regelungsrahmen sollte angemessene Vorschriften über den
Umgang mit potenziellen Interessenkonflikten umfassen.

(22) Diese Verordnung erkennt die Tatsache an, dass aufgrund der großen
Unterschiede im materiellen Recht ein einziges Insolvenzverfahren mit
universaler Geltung für die Union nicht realisierbar ist. Die ausnahmslose
Anwendung des Rechts des Staates der Verfahrenseröffnung würde vor
diesem Hintergrund häufig zu Schwierigkeiten führen. Dies gilt etwa für
die in den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich ausgeprägten nationalen
Regelungen zu den Sicherungsrechten. Aber auch die Vorrechte einzelner
Gläubiger im Insolvenzverfahren sind teilweise vollkommen anders aus-
gestaltet. Bei der nächsten Überprüfung dieser Verordnung wird es erfor-
derlich sein, weitere Maßnahmen zu ermitteln, um die Vorrechte der
Arbeitnehmer auf europäischer Ebene zu verbessern. Diese Verordnung
sollte solchen unterschiedlichen nationalen Rechten auf zweierlei Weise
Rechnung tragen. Zum einen sollten Sonderanknüpfungen für besonders
bedeutsame Rechte und Rechtsverhältnisse vorgesehen werden (z.B. ding-
liche Rechte und Arbeitsverträge). Zum anderen sollten neben einem
Hauptinsolvenzverfahren mit universaler Geltung auch innerstaatliche Ver-
fahren zugelassen werden, die lediglich das im Eröffnungsstaat befindliche
Vermögen erfassen.

(23) Diese Verordnung gestattet die Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens in
dem Mitgliedstaat, in dem der Schuldner den Mittelpunkt seiner haupt-
sächlichen Interessen hat. Dieses Verfahren hat universale Geltung sowie
das Ziel, das gesamte Vermögen des Schuldners zu erfassen. Zum Schutz
der unterschiedlichen Interessen gestattet diese Verordnung die Eröffnung
von Sekundärinsolvenzverfahren parallel zum Hauptinsolvenzverfahren.
Ein Sekundärinsolvenzverfahren kann in dem Mitgliedstaat eröffnet wer-
den, in dem der Schuldner eine Niederlassung hat. Seine Wirkungen sind
auf das in dem betreffenden Mitgliedstaat belegene Vermögen des Schuld-
ners beschränkt. Zwingende Vorschriften für die Koordinierung mit dem
Hauptinsolvenzverfahren tragen dem Gebot der Einheitlichkeit in der
Union Rechnung.

(24)Wird über das Vermögen einer juristischen Person oder einer Gesellschaft
ein Hauptinsolvenzverfahren in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in
dem sie ihren Sitz hat, eröffnet, so sollte die Möglichkeit bestehen, im
Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Uni-
on ein Sekundärinsolvenzverfahren in dem Mitgliedstaat zu eröffnen, in
dem sie ihren Sitz hat, sofern der Schuldner einer wirtschaftlichen Aktivität
nachgeht, die den Einsatz von Personal und Vermögenswerten in diesem
Mitgliedstaat voraussetzt.

(25) Diese Verordnung gilt nur für Verfahren in Bezug auf einen Schuldner, der
Mittelpunkt seiner hauptsächlichen Interessen in der Union hat.

(26) Die Zuständigkeitsvorschriften dieser Verordnung legen nur die interna-
tionale Zuständigkeit fest, das heißt, sie geben den Mitgliedstaat an, dessen
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